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7. Änderung vom 27.10.2025 der Satzung über die Unterhaltung und Nutzung der 
Wohnanlagen für soziale Zwecke für Spätaussiedler, ausländische Flüchtlinge und 
obdachlos gewordene Personen der Stadt Kaarst vom 05.12.2012 in der Fassung der 
6. Änderung vom 14.03.2024 
 
 

 
 Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 15 Zuständigkeitsbereinigungsgesetz vom 23.01.2018 
(GV.NRW.S. 90), § 12 des Gesetzes zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und 
Integration in Nordrhein-Westfalen (Teilhabe- und Integrationsgesetz) vom 14. Februar 
2012 (GV. NRW. S. 97/SGV.NRW.24), §§ 4 und 5 des Gesetzes über die Zuweisung 
und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge – Flüchtlingsaufnahmegesetz –in der Fassung 
vom 28.02.2003 (GV.NRW.S.93/SGV.NRW.24), zuletzt geändert durch Artikel 4 
Zuständigkeitsbereinigungsgesetz vom 23.01.2018 (GV.NRW.S.90) und der §§ 2 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen (KAG) vom 
21.10.1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Artikel 19 
Zuständigkeitsbereinigungsgesetz vom 23.01.2018 (GV.NRW. S. 90) hat der Rat der 
Stadt Kaarst in seiner Sitzung am 25.10.2012 folgende Satzung beschlossen, zuletzt 
geändert durch Ratsbeschluss vom 01.10.2015, 23.03.2017,13.12.2018, 17.02.2022, 
26.10.2023, 29.02.2024, 25.09.2025. 
 
 

§ 1*/**/***/***** 
 

Zweck und Rechtsform 
 
(1) Zur Aufnahme und vorläufigen Unterbringung von ausländischen Flüchtlingen (§ 1 

Flüchtlingsaufnahmegesetz) und solcher obdachloser Personen, die sich kurzfristig nicht 
selbst eine andere Unterkunft beschaffen können, unterhält die Stadt Kaarst  
Wohnheime für soziale Zwecke als nicht rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts. 
 

Zu Unterkünften im Sinne der Satzung gehören neben den Wohnheimen für soziale 
Zwecke Sammelunterkünfte, angemieteter Wohnraum, Turnhallen und städtische 
Wohnungen. Die Entscheidung darüber, welche Objekte zu Unterkünften für soziale 
Zwecke genutzt werden, obliegt der Bürgermeisterin. Die aktuell in dieser Art der 
Nutzung befindlichen Objekte können der Anlage entnommen werden. Die Anlage ist 
informatorischer Natur. 

 
(2) Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich. 
 
 

§ 2***/**** 
 

Aufsicht und Ordnung 
 

(1) Die Wohnheime für soziale Zwecke unterstehen der Aufsicht und der Verwaltung der 
Stadt Kaarst - Der Bürgermeisterin -. 
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(2) Die Ordnung in den Wohnheimen für soziale Zwecke wird durch die Hausordnung 
geregelt, die die Stadt Kaarst - Der Bürgermeisterin - erlässt. 

 
(3) Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in den Einrichtungen kann die Stadt Kaarst - Der 

Bürgermeisterin - die Art und Belegung im Einzelfall regeln und Störer von der Benutzung 
ausschließen. 

 

(4) Die Verursachung von Schäden – insbesondere durch Vandalismus – wird nachverfolgt 
und es werden Regressansprüche erhoben. 

 
 
 
 
 

§ 3*/****/*****/******* 
 

Dauer und Nutzung 
 
(1) Die Unterbringung in den Wohnheimen für soziale Zwecke erfolgt nur vorübergehend 

unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs.  
 
(2) Ein Anspruch auf Zuweisung einer bestimmten Einrichtung oder auf eine bestimmte 

Wohnung besteht nicht. Die Benutzer können nach vorheriger Ankündigung mit einer 
Frist von 1 Monat innerhalb einer Einrichtung oder von einer Einrichtung in eine andere 
verlegt werden. 

 
(3) Mit der Aufnahme in einer Einrichtung ist jeder Benutzer verpflichtet  

 
a) die Bestimmungen dieser Satzung und der Hausordnung zu beachten, und 
 
b) den mündlichen Weisungen der mit der Aufsicht und der Verwaltung der 

Einrichtungen beauftragten Bediensteten der Stadt Kaarst Folge zu leisten 
 
(4) Eine Räumung des Wohnheimes für soziale Zwecke kann gefordert werden, wenn die 

Benutzer 
 

a) anderweitig ausreichenden Wohnraum zur Verfügung haben, oder 
 
b) schwerwiegend oder mehrfach gegen diese Satzung, die Hausordnung oder 

mündlichen Weisungen nach (3) Ziffer b) verstoßen haben. 
 

c) wenn Räumlichkeiten für dringendere Fälle in Anspruch genommen werden müssen 
oder 
 

d) wenn das Asylverfahren abgeschlossen wurde oder trotz schriftlicher Aufforderung 
mit Fristsetzung keine ausreichenden Bemühungen zur aktiven Wohnungssuche 
vorliegen oder 
 

 
e) die Benutzungsgebühren nicht oder nicht regelmäßig gezahlt werden oder 
 
f) wenn die Belegungsdichte verändert werden soll. 

 
 
(5) Das Benutzungsverhältnis endet mit der ordnungsgemäßen Übergabe der Unterkunft 

und der den Benutzern überlassenen Gegenständen an einem mit der Aufsicht und 
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Verwaltung des Wohnheimes für soziale Zwecke beauftragten Bediensteten der Stadt 
Kaarst. 

 

(6) Benutzer haben die Wohnanlage für soziale Zwecke unverzüglich zu verlassen, 
wenn die Anmietung einer angemessenen Wohnung nachgewiesen bzw. erfolgt 
ist und infolgedessen die Wohnungslosigkeit behoben werden konnte. Das 
Benutzungsrecht endet ferner, wenn die Stadt Kaarst den eingewiesenen 
Personen eine angemessene Wohnung auf dem freien Wohnungsmarkt 
angeboten hat und ein Mietverhältnis abgeschlossen wird. Angemessen ist eine 
Wohnung, wenn sie nach den Richtlinien des Rhein-Kreis Neuss nach  

 
 

 Größe in m² 

 Ausstattung 

 Nettokaltmiete 

 Bruttokaltmiete und 

 Kosten der Heizung 
 

im Einzelfall zumutbar ist. Die der Stadt Kaarst zu zahlende Nutzungsgebühr (§§ 
4+5 dieser Satzung) stellt kein Beurteilungskriterium für die Angemessenheit der 
Wohnung dar. Nach Ablehnung von zwei angemessenen Wohnungen behält sich 
die Stadt Kaarst vor, die Bewohner in eine andere Unterkunft umzusetzen.   

 
(7) Jede vorübergehende Abwesenheit von mehr als einer Woche ist der Stadt 

Kaarst bekanntzugeben. Eine nicht bekanntgegebene Abwesenheit von mehr als 
14 Tagen kommt einem Verlassen der Unterkunft gleich. Die Unterkunft gilt 
danach als nicht mehr in Anspruch genommen. Die Stadt Kaarst ist berechtigt, 
diese Unterkunft zu räumen und nicht mehr verwertbare 
Einrichtungsgegenstände zu vernichten. 

 
(8) Die Wohnanlagen für soziale Zwecke für Geflüchtete, Spätaussiedler und 

obdachlos gewordene Personen werden von der Stadt Kaarst entsprechend der 
eingewiesenen Personenzahl ausreichend möbliert. Das Mobiliar und die 
sonstigen Einrichtungsgegenstände gehören zum Inventar des jeweiligen 
Wohnheimes oder der Wohnung und dürfen von den Nutzern bei deren Auszug 
nicht mitgenommen werden. Eine zusätzliche Ausstattung mit eigenen Möbeln, 
insbesondere gesammeltes Sperrgut, ist nicht gestattet und muss bei 
Bekanntwerden sofort entfernt werden. 

 
 

 
 
 
 

§ 4***/****/*****/******/*******  
 

Benutzungsgebühr 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der Wohnheime für soziale Zwecke erhebt die Stadt Kaarst 

monatlich eine Benutzungsgebühr. Beträgt die Nutzungsdauer keinen vollen Monat, wird 
für jeden Tag der Benutzung ein Gebührenanteil erhoben, der sich aus der Division der 
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Monatsbeträge durch die Zahl der Tage des betreffenden Monats ergibt. Die 
Gebührenpflicht beginnt mit dem Tag der Inanspruchnahme.  

 
(2) Zusätzlich zur Benutzungsgebühr der Wohnheime für soziale Zwecke wird eine Neben-

kostenpauschale von jedem Bewohner erhoben. Die Nebenkostenpauschale dient bei 
den Wohnheimen für soziale Zwecke u.a. zur Abgeltung der Kosten für Wasserver-
brauch, Entwässerung, Straßenreinigung, Müllabfuhr, Gebäudeversicherung, Schorn-
steinreinigung, Gemeinschaftsantenne (soweit vorhanden) Heizung und Allgemeinstrom.  

 
(3) Die Benutzungsgebühr und die Nebenkostenpauschale sind jeweils am fünften Tag nach 

Einzug und in der Folgezeit bis zum fünften eines jeden Monats im Voraus an die 
Stadtkasse der Stadt Kaarst zu überweisen. 

 
(4) Sofern die Abrechnung des Stromverbrauchs nicht individuell zwischen Stromanbieter 

und Nutzer in den Wohnanlagen für soziale Zwecke bzw. in den angemieteten 

Wohnungen möglich ist, wird eine Stromkostenpauschale in Höhe der jeweils aktuellen 

Fassung der Gebührenbedarfsberechnung – Wohnheime für soziale Zwecke – der Stadt 

Kaarst erhoben. Die Gebührenbedarfsberechnung ist Anlage und Bestandteil dieser 

Satzung. 

 

(5) Für den Abschluss eines Stromliefervertrages und die Zahlung der Kosten für den 

individuellen Stromverbrauch sind die Benutzer grundsätzlich auf Verlangen des 

Bereiches 50 selbst verantwortlich. Dies wird in der Regel verlangt, wenn zu der 

Wohneinheit, in die eine Einweisungsverfügung erfolgt, ein eigener Zähler vorhanden ist 

und es sich um eine Wohneinheit handelt, die nicht Eigentum der Stadt ist. Des Weiteren 

besteht in diesem Zusammenhang die Verpflichtung der einziehenden Person, bei 

Einzug den tagesaktuellen Zählerstand abzulesen und ihn dem Versorger mitzuteilen. 

Bei der Verpflichtung zur eigenständigen Anmeldung beim Stromversorger entfällt die 

Gebühr der Stromkostenpauschale nach § 4 Absatz 4 dieser Satzung. 

 
 

 
§ 5*/**/***/*****/******/******* 

 
Gebührensätze 

 
(1) Die Höhe der Gebühr bemisst sich pro Person unter Berücksichtigung der Regelungen in 

§ 4 dieser Satzung.  
 
(2) Für die Unterkünfte nach § 1 wird jeweils eine Benutzungsgebühr entsprechend der 

Gebührenbedarfsberechnung – Wohnheime für soziale Zwecke – der Stadt Kaarst in der 
jeweils aktuellen Fassung festgelegt. Die Gebührenbedarfsberechnung ist Anlage und 
Bestandteil dieser Satzung. 

 
(3) Die Nebenkostenpauschale nach § 4 Abs. 2 dieser Satzung ergibt sich aus der 

Gebührenbedarfsberechnung - Wohnheime für soziale Zwecke – der Stadt Kaarst in der 

aktuellen Fassung. Die Gebührenbedarfsberechnung ist Anlage und Bestandteil dieser 

Satzung. 

Zur Beachtung der Angemessenheitsgrenzen erfolgt eine Deckelung. 
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Die Nebenkostenpauschale wird auf Basis der jeweils aktuellen Fassung der vom 
Rhein-Kreis Neuss veröffentlichten Tabelle zu Mietobergrenzen/Heizkosten 
festgelegt.  

 
 
 

§ 6 
 

Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner ist die aufgenommene Person. Bei der Aufnahme einer Familien-
gemeinschaft haften alle neben dem Haushaltsvorstand mitaufgenommenen Personen für 
die Gebührenforderung. 
 

§ 7*** 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig treten die Satzungen über die 
Unterhaltung und Nutzung der Übergangswohnheime für Aussiedler der Stadt Kaarst vom 
21.12.1994, die Satzung zur Unterhaltung und Nutzung der Übergangswohnheime 
ausländischer Flüchtlinge der Stadt Kaarst vom 21.12.1994 sowie die Satzung über die 
Unterhaltung von Wohnunterkünften in der Stadt Kaarst vom 06.12.1975 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Kaarst über die Unterhaltung und Nutzung der 
Wohnanlagen für soziale Zwecke wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweis: 
 
Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen diese Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Kaarst vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 
Kaarst, den 05.12.2012        
Der Bürgermeister 
Franz-Josef Moormann 
 
 
 
 
(Die Veröffentlichung in der NGZ und WZ erfolgte am 11.12.2012). 
 

 



 

 6 

*Der Rat hat in seiner Sitzung am 01.10.2015 die 1. Änderungssatzung beschlossen. Sie tritt 
mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die Veröffentlichung in der NGZ und WZ 
erfolgte am 11.11.2015. 
__________________________________________________________________________ 

 
**Der Rat hat in seiner Sitzung am 23.03.2017 die 2. Änderungssatzung beschlossen. Die 
Änderung tritt am Tage nach Bekanntmachung in Kraft. Die Veröffentlichung ist durch 
Bereitstellung im Internet auf der Homepage der Stadt Kaarst am 12.01.2018 erfolgt. 
__________________________________________________________________________ 

 
***Der Rat hat in seiner Sitzung am 13.12.2018 die 3. Änderung beschlossen. Die Änderung 
tritt am 01.01.2018 in Kraft. Die Veröffentlichung erfolgte durch die Bereitstellung im Internet 
am 21.12.2018. 

 
****Der Rat hat in seiner Sitzung am 17.02.2022 die 4. Änderung beschlossen. Die Änderung 
tritt am 01.03.2022 in Kraft. Die Veröffentlichung erfolgte durch die Bereitstellung im Internet 
am 01.03.2022. 

*****Der Rat hat in seiner Sitzung am 26.10.2023 die 5. Änderung beschlossen. Die 
Änderung tritt am 01.01.2024 in Kraft. Die Veröffentlichung erfolgte durch Bereitstellung im 
Internet am 15.12.2023. 

******Der Rat hat in seiner Sitzung am 29.02.2024 die 6. Änderung beschlossen. Die 
Änderung tritt am 19.03.2024 in Kraft. Die Veröffentlichung erfolgte durch Bereitstellung im 
Internet am 18.03.2024. 

*******Der Rat hat in seiner Sitzung am 25.09.2025 die 7. Änderung beschlossen. Die 
Änderung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Die Veröffentlichung erfolgte durch die Bereitstellung 
im Internet (Amtsblatt 27/2025) am 27.10.2025. 



Anlage zu § 1 der 

7. Änderungssatzung zur Satzung über die Unterhaltung und Nutzung der 
Wohnanlagen für soziale Zwecke für Spätaussiedler, ausländische Flüchtlinge 
und obdachlos gewordene Personen der Stadt Kaarst  

 

Aktuelle Standorte der Unterkünfte sind u.a. 

 Daimlerstraße 
 Ludwig-Erhard-Straße  
 Novesiastraße 
 Vom-Stein-Straße  
 Wattmannstraße 
 Am Bauhof  
 Diverse städtische Wohnungen 
 Diverse privat angemietete Wohnungen 

 



Anlage 2
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